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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 AL 333/97
Datum 19.05.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 119/99
Datum 15.08.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 19. Mai 1999
aufgehoben und die Klage abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind dem KlÃ¤ger fÃ¼r beide VerfahrenszÃ¼ge nicht
zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger ab dem 01.10.1996 Anspruch auf
Arbeitslosengeld (Alg) hat. Streitig ist hierzu vorrangig die Frage, ob er als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Firma Sch â�¦ GmbH mindestens vom 01.10.1993 bis zum
30.09.1996 in einem die Beitragspflicht zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (BA)
begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden und dadurch die
Anwartschaftszeit zur BegrÃ¼ndung eines Anspruchs auf Alg erfÃ¼llt hat.

Der am â�¦ geborene, verheiratete KlÃ¤ger ist von Beruf Dipl.-Ing. (Ã�konom). Am
04.09.1996 meldete er sich mit Wirkung zum 01.10.1996 arbeitslos. Auf seiner
Lohnsteuerkarte des Jahres 1996 war die Lohnsteuerklasse IV eingetragen.

                             1 / 13



 

Von Juni 1981 bis zum 30.06.1990 war der KlÃ¤ger Betriebsdirektor des VEB Sch â�¦
D â�¦ Dieser VEB wurde mit Wirkung vom 01.07.1990 gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 i.V.m.
Â§ 21 Abs. 3 des Gesetzes zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen
VermÃ¶gens (Treuhandgesetz) vom 17. Juni 1990 (GBl. I S. 300) in die Firma Sch
â�¦ D â�¦ GmbH umgewandelt.

Erstmals am 10.08.1990 schloss der KlÃ¤ger mit der Sch â�¦ GmbH Dresden, deren
damaliger Inhaber noch die Treuhandanstalt war, einen Vertrag zur vorlÃ¤ufigen
Anstellung Gesellschaft fÃ¼hren und diese gerichtlich sowie auÃ�ergerichtlich
vertreten. Er sei verpflichtet, die von den Gesellschaftern/Aufsichtsrat erteilten
allgemeinen und besonderen Anweisungen auszufÃ¼hren. GegenÃ¼ber den
Mitarbeitern der Gesellschaft nehme er die Rechte und Pflichten nach den
arbeitsrechtlichen Vorschriften wahr. Er sei verpflichtet, die Bilanz sowie die
Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss) innerhalb von drei Monaten nach
Abschluss des GeschÃ¤ftsjahres aufzustellen und unverzÃ¼glich der
Gesellschafterversammlung/dem Aufsichtsrat zusammen mit dem PrÃ¼fungsbericht
vorzulegen (Â§ 1 des Vertrages). Unter Â§ 2 wurden die genehmigungspflichtigen
GeschÃ¤fte geregelt. Der KlÃ¤ger erhalte eine VergÃ¼tung in HÃ¶he von 2.700,00
DM monatlich, habe einen Jahresurlaub von 25 Tagen sowie Zusatzurlaub
entsprechend den gesetzlichen Regelungen. Urlaubszeiten seien in Vereinbarung
mit den Gesellschaftern/Aufsichtsrat festzulegen. Die sozial- und
rentenversicherungsrechtlichen BeitrÃ¤ge bzw. AnsprÃ¼che regelten sich nach den
gÃ¼ltigen gesetzlichen Bestimmungen (Â§ 3). Der Vertrag beginne am 01.07.1990.
Mit der endgÃ¼ltigen Eintragung in das Handelsregister wÃ¼rde er in einen
endgÃ¼ltigen Anstellungsvertrag umgewandelt (Â§ 5).

Auch der Zeuge S â�¦ D â�¦ (S. D.) wurde damals zunÃ¤chst ebenfalls zum
vorlÃ¤ufigen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ernannt.

Nach einem notariell beurkundeten Gesellschaftsvertrag vom 25.06.1991 war
Gegenstand des Unternehmens die Entwicklung, Fertigung und der Betrieb von Sch
â�¦ oder Ã¤hnlicher Erzeugnisse fÃ¼r den Umweltschutz (Â§ 3 Abs. 1). Das
Stammkapital der Gesellschaft in HÃ¶he von 50.000,00 DM bestand aus einem
GeschÃ¤ftsanteil in entsprechender HÃ¶he (Â§ 4 Abs. 1 und 2). Nach Â§ 6 Abs. 2
vertraten die Gesellschaft ein oder mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Waren mehrere
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt, so wurde oder von einem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
zusammen mit einem Prokuristen vertreten. War nur ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer allein
bestellt, so wurde die Gesellschaft von diesem allein vertreten. GemÃ¤Ã� Â§ 7
waren Gesellschafter, deren GeschÃ¤ftsanteile zusammen mindestens 50 % des
Stammkapitals betragen, zu jeder Zeit berechtigt, anstelle der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
eine Gesellschafterversammlung einzuberufen. Nach Â§ 8 bedurfte die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung
fÃ¼r alle Handlungen und MaÃ�nahmen, die Ã¼ber den gewÃ¶hnlichen
GeschÃ¤ftsbereich hinausgehen. (BezÃ¼glich der zustimmungsbedÃ¼rftigen
Handlungen wird auf S. 47 der Leistungsakte verwiesen.)

Am 11.07.1991 schloss der KlÃ¤ger mit der Sch â�¦ D â�¦ GmbH, vertreten durch
ihre alleinige Gesellschafterin die Treuhandanstalt, einen Anstellungsvertrag als
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Zu den Aufgaben und Pflichten des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers war
darin unter Â§ 1 Nr. 2 vereinbart: "Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist verpflichtet, die von
der Gesellschafterversammlung erteilten allgemeinen und besonderen
Anweisungen zu befolgen. Ein VerstoÃ� gegen diese Verpflichtung berechtigt die
Gesellschafter zum sofortigen Widerruf der Bestellung." Â§ 1 Nr. 3 des Vertrages
wurden die zustimmungsbedÃ¼rftigen GeschÃ¤fte geregelt. Nach Â§ 2 Nr. 1 betrug
das monatliche Gehalt des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers 3.300,00 DM. Die Gesellschaft
stellte ihm einen Dienstwagen zur VerfÃ¼gung, den er auch privat nutzen konnte,
Â§ 3. Bei Krankheit oder anderweitiger ArbeitsunfÃ¤higkeit erhielt der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten einen Zuschuss zu den
Barleistungen seiner gesetzlichen Krankenkasse oder Ersatzkasse, der zusammen
mit dem Krankengeld die HÃ¶he der NettobezÃ¼ge erreicht (Â§ 4 Nr. 1). Er hatte
Anspruch auf Urlaub von 30 Arbeitstagen, der bis zum 30.06. des Folgejahres
Ã¼bertragen werden konnte (Â§ 5). Nach Â§ 6 wurde der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer auf
Kosten der Gesellschaft unfallversichert. Die beiderseitige Frist fÃ¼r eine
ordentliche KÃ¼ndigung betrug sechs Monate zum Monatsende. Die Abberufung
des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers durch Beschluss der Gesellschafterversammlung galt als
KÃ¼ndigung des Anstellungsvertrages zum nÃ¤chst zulÃ¤ssigen Zeitpunkt (Â§ 7).
Am 12.12.1991 bzw. 03.01.1992 wurde hierzu eine ErgÃ¤nzung bezÃ¼glich der
zustimmungsbedÃ¼rftigen MaÃ�nahmen vereinbart.

Mit Kauf- und Abtretungsvertrag vom 31.01.1992 erwarben der KlÃ¤ger und der
Zeuge S. D. von der Treuhandanstalt die GeschÃ¤ftsanteile der Firma Sch â�¦ GmbH
D â�¦ je zur HÃ¤lfte, nachdem die VerkÃ¤uferin zunÃ¤chst den GeschÃ¤ftsanteil von
50.000,00 DM in zwei Anteile von je 25.000,00 DM aufgeteilt hatte. Zugleich wurde
unter Â§ 2 Abs. 3 vereinbart, dass der VerkÃ¤ufer die GeschÃ¤ftsanteile unter der
aufschiebenden Bedingung der vollstÃ¤ndigen Kaufpreiszahlung an die KÃ¤ufer
abtritt. Die schuldrechtliche Wirkung wurde auf den 01.07.1990 zurÃ¼ckdatiert. Ab
dem Ã�bernahmestichtag stand dem KÃ¤ufer das Gewinnbezugsrecht zu. Nach Â§ 3
Abs. 2 war der Kaufpreis innerhalb von zwei Monaten ab der Beurkundung zu
Ã¼berweisen. In Â§ 5 wurden spezielle Regelungen zu ArbeitsplÃ¤tzen und Inves-
titionen getroffen. Laut Absatz 1 standen die KÃ¤ufer dafÃ¼r ein, dass die
Gesellschaft bis zum 31. Dezember 1994 stÃ¤ndig mindestens 16 Arbeitnehmer
aufgrund von entsprechenden DienstvertrÃ¤gen beschÃ¤ftigt bzw.
weiterbeschÃ¤ftigt. Soweit diese Zusage lÃ¤nger als vier Wochen nicht eingehalten
wurde, sei von den KÃ¤ufern an den VerkÃ¤ufer eine Vertragsstrafe in HÃ¶he von
10.000,00 DM je einzelnem bis zu 16 fehlenden Arbeitnehmern zu bezahlen. Nach
Absatz 2 stand der KÃ¤ufer dafÃ¼r ein, dass der Gesellschaft die Mittel zur
VerfÃ¼gung gestellt wurden, die erforderlich waren, damit die Gesellschaft in der
Zeit bis zum 31.12.1995 Investionen in ihr AnlagevermÃ¶gen von mindestens
500.000,00 DM tÃ¤tigen konnte. Nach Â§ 8 Abs. 5 erteilte der VerkÃ¤ufer den
KÃ¤ufern vorsorglich Vollmacht, die in seinem Namen gemÃ¤Ã� Â§Â§ 19 ff., Abs. 3
Treuhandgesetz erforderlichen RechtsgeschÃ¤fte und BeschlÃ¼sse zur GrÃ¼ndung
der Gesellschaft vorzunehmen, insbesondere den Gesellschaftsvertrag unter
Mitwirkung der Gesellschaft abzuschlieÃ�en. Die KÃ¤ufer waren jedoch nicht
berechtigt, das Stammkapital fÃ¼r die Gesellschaft in einer HÃ¶he festzusetzen,
welche Einzahlungsverpflichtungen des VerkÃ¤ufers zur Folge haben kÃ¶nnten oder
sonstige Zahlungs- und/oder Nebenleistungspflichten zu Lasten des VerkÃ¤ufers
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begrÃ¼nden. Zum weiteren Vertragsinhalt wird auf Bl. 35 bis 42 der Leistungsakte
verwiesen.

Da die KÃ¤ufer in der Folgezeit den Kaufpreis nicht vollstÃ¤ndig leisteten, kam es
am 25.10.1994 zwischen der Treuhandanstalt und den KÃ¤ufern sowie der Sch â�¦
GmbH D â�¦, vertreten durch den KlÃ¤ger, zu einer ergÃ¤nzenden Vereinbarung
bezÃ¼glich des Kauf- und Abtretungsvertrages: Die Treuhandanstalt stimmte
zunÃ¤chst einer Reduzierung der Arbeitnehmer von 16 auf 8, rÃ¼ckwirkend zum
01.01.1993, zu. Auf die hierfÃ¼r angefallene Vertragsstrafe wurde verzichtet (Nr. 1
und 2). Die Zahlung des noch offenen Kaufpreises in HÃ¶he von 90.000,00 DM
wurde bis zum 30.06.1996 gestundet (Nr. 4). Die KÃ¤ufer verpflichteten sich, auf
den Restkaufpreis quartalsweise, beginnend mit dem 30.06.1994, Ratenzahlungen
von jeweils 10.000,00 DM zu leisten. GemÃ¤Ã� Nr. 8 verzichtete die
Treuhandanstalt auf die aufschiebende Wirkung des Ã�bergangs der
GeschÃ¤ftsanteile gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 des Kauf- und Abtretungsvertrages vom
16.01.1992 bzw. 31.01.1992. Im Gegenzug hierzu verpflichteten sich die KÃ¤ufer
und die Gesellschaft gegenÃ¼ber der Treuhandanstalt, stÃ¤ndig mindestens sechs
Arbeitnehmer aufgrund entsprechender DienstvertrÃ¤ge zu beschÃ¤ftigen. Diese
Zusage gelte bis zum 01.01.1995. WÃ¼rde sie lÃ¤nger als vier Wochen nicht
eingehalten, sei von den KÃ¤ufern an den VerkÃ¤ufer eine Vertragsstrafe in HÃ¶he
von 10.000,00 DM je einzelnem bis zu sechs fehlenden Arbeitnehmern zu zahlen
(Nr. 9).

Zum 27.05.1992 wurde der KlÃ¤ger als alleiniger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und der Zeuge
S. D. als Einzelprokurist im Handelsregister eingetragen.

Am 28.05.1993 wurde zwischen der Sch â�¦ D â�¦ GmbH, vertreten durch S. D., und
dem KlÃ¤ger ein erneuter Anstellungsvertrag als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vereinbart.
Nach Â§ 1 Nr. 1 wurde dieser mit Wirkung zum 01.06.1993 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
bestellt. Er habe die satzungsmÃ¤Ã�igen Aufgaben der Gesellschaft zu erfÃ¼llen
(Nr. 2). EinwilligungsbedÃ¼rftig seien keine GeschÃ¤fte (Nr. 4). Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sei von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit (Nr. 5). Er
erbringe seine Leistungen am Sitz der Gesellschaft. An bestimmte Arbeitszeiten sei
er nicht gebunden. Seine Wochenarbeitszeit betrage 40 Std. (Nr. 6). Eine Frist fÃ¼r
eine ordentliche KÃ¼ndigung wurde fÃ¼r beide Seiten nicht vereinbart. Nach Â§ 4
erhalte der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eine VergÃ¼tung in HÃ¶he von 7.000,00 DM. Die
Gesellschaft Ã¼bernehme auch bei freiwilliger Sozialversicherung die
Arbeitgeberanteile des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers. Als Nebenleistung wurde ihm nach Â§
5 Nr. 1 insbesondere ein Dienstwagen zur VerfÃ¼gung gestellt, der auch fÃ¼r
Privatfahrten genutzt werden kÃ¶nnte. Aufgrund eines Beschlusses der
Gesellschafterversammlung vom 04.01.1994 in einem ErgÃ¤nzungsvertrag vom
selben Tage vereinbart, laut welchem u. a. bei Krankheit oder unverschuldeter
DienstunfÃ¤higkeit ein Anspruch auf die monatlichen BezÃ¼ge fÃ¼r die Dauer von
sechs Wochen bestand (Â§ 4.1 Nr. 1).

Am 16.01.1995 wurde ein weiterer Anstellungsvertrag zwischen der Sch â�¦ D â�¦
GmbH und dem KlÃ¤ger geschlossen. Danach wurde dieser ab dem 01.01.1995 als
Verantwortlicher fÃ¼r Marketing/Controlling mit einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit
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von 39 Stunden beschÃ¤ftigt. Die BeschÃ¤ftigung sollte zunÃ¤chst befristet bis zum
31.12.1995 erfolgen. Das Gehalt wurde auf 5.000,00 DM monatlich reduziert. Der
Urlaub betrage 30 Arbeitstage im Kalenderjahr und werde nach dem Urlaubsplan
festgelegt. Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle erfolge nach den gesetzlichen
Regelungen. Gegenseitige AnsprÃ¼che aus dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis seien
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dessen Beendigung geltend zu machen.

Am 15.01.1996 Ã¼bertrug der KlÃ¤ger mit Wirkung zum 01.01.1996 seinen
GeschÃ¤ftsanteil an der Sch â�¦ D â�¦ GmbH zu je gleichen Teilen von jeweils einem
Drittel unentgeltlich an seinen Sohn und seine beiden TÃ¶chter. Dieser
GeschÃ¤ftsanteilsÃ¼bertragungsvertrag wurde nach Genehmigung der Teilung
durch die Gesellschaft am 19.04.1996 notariell beurkundet.

Nach einem Unfall im Dezember 1995 war der KlÃ¤ger drei Monate arbeitsunfÃ¤hig
krank und bezog vom 01.02.1996 bis zum 31.03.1996 Krankengeld. AnschlieÃ�end
war er zunÃ¤chst wieder in dem Betrieb tÃ¤tig. Am 18.06.1996 fand eine
Gesellschafterversammlung der Sch â�¦ GmbH statt. In dieser wurde zunÃ¤chst
klargestellt, dass der Anstellungsvertrag des KlÃ¤gers vom 16.01.1995 Ã¼ber den
31.12.1995 unbefristet fortgefÃ¼hrt werde. Zugleich wurde der KlÃ¤ger mit
Wirkung vom 30.06.1996 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer abberufen und "die KÃ¼ndigung
des AnstellungsverhÃ¤ltnisses vom 30.03.1996" bestÃ¤tigt zum 30.09.1996. (Ob
von der Gesellschafterversammlung bestÃ¤tigt tatsÃ¤chlich eine solche
KÃ¼ndigung ausgesprochen worden war, ist umstritten.) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer S.
D. wurde angewiesen, Ã¼ber die Folgen des Ausscheidens mit dem KlÃ¤ger eine
Vereinbarung zu treffen.

Mit Schreiben vom 02.07.1996 bestÃ¤tigte der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer S. D. den in der
Gesellschafterversammlung gefassten Beschluss. Aufgrund der wirtschaftlichen
Lage des Betriebes sei die betriebsbedingte KÃ¼ndigung notwendig geworden. Der
KlÃ¤ger werde bis zum KÃ¼ndigungstermin am 30.09.1996 beurlaubt.

Auf dem ihm zugesandten Feststellungsbogen zur Beurteilung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eines Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer
GmbH machte der KlÃ¤ger keine Angaben, da er ab dem 01.01.1996 keine
GeschÃ¤ftsanteile mehr gehabt habe.

Durch Bescheid vom 25.11.1996 lehnte die Beklagte die Bewilligung von Alg ab. Der
KlÃ¤ger sei in der Zeit vom 01.07.1990 bis zum 30.06.1996 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
mit 50 % am Unternehmen beteiligt gewesen. Damit habe er die Anwartschaftszeit
nach Â§ 104 AFG nicht erfÃ¼llt, da er keine die Beitragspflicht begrÃ¼ndende
BeschÃ¤ftigung i.S.d. Â§ 168 AFG ausgeÃ¼bt habe.

Dem widersprach der KlÃ¤ger am 05.12.1996. Bis zur Ã�bertragung der
GeschÃ¤ftsanteile am 25.10.1994 hÃ¤tte ein AnstellungsverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber
der Treuhand bestanden. Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber der
Gesellschaft habe sich aufgrund des Anstellungsvertrages vom 16.01.1995 als
Verantwortlicher fÃ¼r Marketing/Controlling ab dem 01.01.1995 ergeben. Die
Eintragungen im Handelsregister seien â�� nur â�� hinsichtlich der
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Rechtsvertretung nach auÃ�en zutreffend gewesen. Hierzu verwies der KlÃ¤ger auf
sÃ¤mtliche AnstellungsvertrÃ¤ge von 1990 bis Anfang 1995.

Ohne vorausgegangene, formelle PrÃ¼fung hatte der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit zunÃ¤chst BeitrÃ¤ge zur Arbeitslosenversicherung
abgefÃ¼hrt. In der Krankenversicherung war er als freiwilliges Mitglied
krankenversichert gewesen. Nach einer vorausgegangenen MeinungsÃ¤nderung
und Widerspruch des KlÃ¤gers stellte schlieÃ�lich die fÃ¼r den KlÃ¤ger
zustÃ¤ndige Krankenkasse mit Bescheid vom 14.03.1997 fÃ¶rmlich ein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis fÃ¼r folgende ZeitrÃ¤ume fest: Vom
01.01.1991 bis zum 31.01.1992, vom 01.02.1992 bis zum 31.05.1993 und vom
01.01.1996 bis zum 30.09.1996.

Durch Widerspruchsbescheid vom 29.04.1997 wies die Beklagte den Widerspruch
des KlÃ¤gers als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Auch in Zeiten, in denen das
Stammkapital zu 100 % von der Treuhandanstalt gehalten worden sei, habe er eine
TÃ¤tigkeit als alleinvertretungsberechtigter GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ausgeÃ¼bt. Ein
Weisungsrecht insbesondere im Hinblick auf Zeit, Dauer und Ort der
ArbeitsausfÃ¼hrung sowie auch andere Indizien einer Arbeitnehmereigenschaft
kÃ¶nnten aus dieser TÃ¤tigkeit nicht abgeleitet werden. Gerade auch aufgrund der
vorangegangenen TÃ¤tigkeit als Betriebsdirektor des VEB sei von einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit mit Unternehmerrisiko auszugehen.

Hiergegen hat sich er am 05.05.1997 an das Sozialgericht Dresden (SG) gewandt.
Innerhalb der Rahmenfrist vom 01.10.1993 bis zum 30.09.1996 habe er die
Anwartschaftzeit fÃ¼r ein beitragspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis erfÃ¼llt.
Bis zum 25.10.1994 sei allein die Treuhandanstalt Gesellschafterin gewesen. Als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer habe er sich in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
befunden. Auch ab dem 01.01.1996 sei dies wieder so gewesen.

Im Rahmen eines ErÃ¶rterungstermins vom 09.10.1997 hat der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, es
habe fÃ¼r ihn eine Anwesenheitspflicht von 6.45 Uhr bis 15.30 Uhr und
dementsprechend auch eine Kontrolle durch seinen Partner, S. D., gegeben.
Entscheidungen seien jeweils in Abstimmung mit diesem erfolgt. Wenn er Urlaub
genommen habe, habe er einen Urlaubsantrag stellen mÃ¼ssen, der dann von S. D.
genehmigt worden sei. Die Bezahlung sei entsprechend den Regelungen des
jeweiligen Arbeitsvertrages erfolgt. Zusatzleistungen in Form von
Gewinnbeteiligungen oder Ã�hnlichem habe er nicht erhalten. WÃ¤hrend des
gesamten Zeitraumes hÃ¤tten Bindungen an die Treuhandanstalt bzw. BVS
bestanden. Die Kaufpreiszahlung sei in Form von Ratenzahlungen erfolgt. Der
ursprÃ¼nglich vorgesehene Termin hÃ¤tte nicht eingehalten werden kÃ¶nnen.
RÃ¼cksprachen mit der Treuhandanstalt seien jeweils in den FÃ¤llen erfolgt, die die
Regelung des Â§ 8 des Gesellschaftsvertrages vom 25.06.1991 unabhÃ¤ngig von
der Treuhandanstalt in eigener Verantwortung durchgefÃ¼hrt worden; dies sei
jedoch lediglich im Rahmen des Gesellschaftsgegenstandes erfolgt. Im Ã�brigen
habe er nur in Abstimmung mit S. D. gehandelt. In der Anfangszeit â�� ab 1991 â��
sei des Ã�fteren eine Abstimmung mit der Treuhandanstalt erforderlich gewesen.
Zuletzt sei es aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden nur noch selten zu Investitionen
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gekommen, die den Bereich des Â§ 8 des Gesellschaftsvertrages betrafen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 19.05.1999 hat der KlÃ¤ger zudem
ausgefÃ¼hrt, die Inhaberschaft der Gesellschaftsanteile durch die Treuhandanstalt
stehe einer selbstÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit entgegen. Auch nach dem Kauf- und
Abtretungsvertrag mit der Treuhandanstalt habe er zu dieser stets Kontakt
gehalten. Es sei z. B. Ã¼ber geplante Entlassungen gesprochen und monatlich oder
quartalsweise Ã¼ber betriebswirtschaftliche Ergebnisse berichtet worden. Der
Anstellungsvertrag vom 28.05.1993 habe sich aus der Notwendigkeit der Tilgung
der Schulden gegenÃ¼ber der Treuhandanstalt ergeben. Das genannte Gehalt sei
tatsÃ¤chlich nicht gezahlt worden, vielmehr habe er eine Vereinbarung mit S. D.
geschlossen, wonach er ein Darlehen aus dem FirmenvermÃ¶gen entnehmen
konnte und eine Gehaltsabtretung gegenÃ¼ber der Firma erfolgte.

Durch Urteil vom 19.05.1999 hat das SG Dresden der Klage stattgegeben und die
Beklagte verurteilt, ab dem 01.10.1996 dem KlÃ¤ger Alg in gesetzlicher HÃ¶he zu
zahlen. Innerhalb der Rahmenfrist vom 01.10.1993 bis zum 30.09.1996 habe der
KlÃ¤ger die erforderliche Anwartschaftszeit nach Â§ 104 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 3
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) erfÃ¼llt. Bis zum 31.10.1994 habe er nicht das
entscheidende unternehmerische Risiko getragen. MaÃ�gebend sei hierfÃ¼r, dass
gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 2 GmbH-Gesetz fÃ¼r die Verbindlichkeiten der Gesellschaft
den GlÃ¤ubigern nur das GesellschaftsvermÃ¶gen hafte, welches gemÃ¤Ã� Â§ 2
Abs. 3 des Kauf- und Abtretungsvertrages bis zu ErfÃ¼llung der aufschiebenden
Bedingung der vollstÃ¤ndigen Kaufpreiszahlung bei der Treuhandanstalt verblieben
sei. Das werde auch in den einzelnen Vereinbarungen des Kauf- und
Abtretungsvertrages deutlich. Insbesondere gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 5 Satz 2 des
Vertrages seien die KÃ¤ufer nicht berechtigt, das Stammkapital fÃ¼r die
Gesellschaft in einer HÃ¶he festzusetzen, welche Einzahlungsverpflichtungen des
VerkÃ¤ufers zur Folge haben kÃ¶nnten. Die Treuhandanstalt habe somit nicht zu
einer Nachschusspflicht zur ErhÃ¶hung des Stammkapitals verpflichtet werden
kÃ¶nnen. Dies fÃ¼hre jedoch auch zu einer EinschrÃ¤nkung der unternehmerischen
MÃ¶glichkeiten, da die HÃ¶he des Stammkapitals wesentliche Grundlage fÃ¼r die
Chancen einer Firma bezÃ¼glich mÃ¶glicher GeschÃ¤ftsabschlÃ¼sse sei, zumal sie
den GlÃ¤ubigern neben BÃ¼rgschaften und Grundpfandrechten die BonitÃ¤t des
GeschÃ¤ftspartners sichere. Auch andere Befugnisse seien eingeschrÃ¤nkt
gewesen, insbesondere ist den Erwerbern nicht gestattet gewesen, die Anzahl der
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer festzusetzen. Sie seien vielmehr zur BeschÃ¤ftigung
von mindestens 16 Arbeitnehmern verpflichtet gewesen. Auch die Investitionen in
das AnlagevermÃ¶gen, die eine Kernfrage unternehmerischer TÃ¤tigkeit
darstellten, seien gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 2 des Kauf- und Abtretungsvertrages den
Erwerbern vorgegeben gewesen. Die Zeit vom 01.10.1993 bis zum 31.10.1994 sei
daher als beitragspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis anzusehen. Unstreitig
gelte dies darÃ¼ber hinaus fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1996 bis zum 30.09.1996.

Gegen dieses am 13.08.1999 zugegangene Urteil hat die Beklagte am 12.08.1999
Berufung eingelegt. Streitig sei hier im Wesentlichen noch die Frage, ob der KlÃ¤ger
auch im Zeitraum vom 01.10.1993 bis zum 31.10.1994 in einem die Beitragspflicht
begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden habe. Hierzu seien die
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tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse nicht abschlieÃ�end geprÃ¼ft worden. Der KlÃ¤ger sei
zunÃ¤chst seit 1981 Betriebsdirektor und ab Juli 1990 GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gewesen.
Hinsichtlich seiner Funktion, Stellung sowie Fachkompetenz hÃ¤tten sich â��
unabhÃ¤ngig von den rechtlichen VerhÃ¤ltnissen â�� keine wesentlichen
Ã�nderungen ergeben. Diese Tatsache spreche fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
des KlÃ¤gers, zumal er lt. Eintragung im Handelsregister bereits seit dem
27.05.1992 als alleiniger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eingetragen gewesen sei.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 19. Mai 1999 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 15.08.2001 den KlÃ¤ger
angehÃ¶rt und die Zeugen S â�¦ D â�¦ und W â�¦, ehemalige Vertragsmanagerin der
Treuhandanstalt, vernommen. Wegen der Einzelheiten der Aussagen wird auf die
Sitzungsniederschrift â�� LSG-Akte, Bl. 97 â�� verwiesen.

Zum weiteren Vorbringen der Beteiligten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte und
fristgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist auch in der Sache
begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht Dresden (SG) hat zu Unrecht den Bescheid vom
25.11.1996 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.04.1997
aufgehoben. Die Beklagte hat die Bewilligung von Alg zu Recht abgelehnt.

Nach Â§ 100 Abs. 1 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) hat derjenige Anspruch auf
Arbeitslosengeld (Alg), der u. a. die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat. Nach Â§ 104
Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 3 AFG hat die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt, der in der
Rahmenfrist von drei Jahren 360 Kalendertage in einer die Beitragspflicht
begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung (Â§ 168 AFG) gestanden hat.

Die zeitliche Erstreckung der Rahmenfrist gemÃ¤Ã� Â§ 104 Abs. 2 AFG hat das SG
zutreffend vom 01.10.1993 bis 30.09.1996 festgestellt. GemÃ¤Ã� Â§Â§ 168 Abs. 1
Satz 1, 173a AFG i. V. m. Â§ 7 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB IV) ist
Arbeitnehmer, wer als Arbeiter oder Angestellter gegen Entgelt eine nicht
selbstÃ¤ndige Arbeit verrichtet, insbesondere also in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis
beschÃ¤ftigt ist (vgl. BSG SozR 3-4100 Â§ 168 Nr. 18 m. w. N.). Hiervon ausgehend
ist nach den von Rechtsprechung und Verwaltungspraxis entwickelten
GrundsÃ¤tzen Arbeitnehmer, wer von einem Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist,
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was insbesondere dadurch gekennzeichnet ist, dass er im Betrieb des
Unternehmers eingegliedert und dessen Weisungsrecht in Bezug auf Zeit, Dauer,
Art und Ort der ArbeitstÃ¤tigkeit unterworfen ist (vgl. dazu BSG SozR 3-2400 Â§ 7
Nr. 4). Die selbstÃ¤ndige, nicht der zur Arbeitslosenversicherung unterliegende
TÃ¤tigkeit ist demgegenÃ¼ber durch das Recht und die MÃ¶glichkeit bestimmt,
Ã¼ber die eigene Arbeitskraft, den Arbeitsort und -zeit frei zu verfÃ¼gen,
andererseits aber auch grundsÃ¤tzlich einem unternehmerischen Risiko ausgesetzt
zu sein. MaÃ�geblicher Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung und Bewertung der
VerhÃ¤ltnisse ist die fÃ¼r die TÃ¤tigkeit zwischen den Beteiligten getroffene
(arbeits-)vertragliche Regelung, welche allerdings zurÃ¼cktritt, wenn die
tatsÃ¤chliche Gestaltung der VerhÃ¤ltnisse in der TÃ¤tigkeitspraxis entscheidend
davon abweicht. Im Zweifel ist darauf abzustellen, welche Merkmale der TÃ¤tigkeit
Ã¼berwiegen (vgl. BSG, Urteil vom 30.01.1997, a. a. O.).

In Anwendung dieser Rechtslage und der fÃ¼r die Anwendung der maÃ�geblichen
Vorschriften durch die Rechtsprechung entwickelten GrundsÃ¤tze, die auch fÃ¼r
die TÃ¤tigkeit eines GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers (GF) einer GmbH gelten, hat die Beklagte
zutreffend ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis von ausreichender Dauer
innerhalb der Rahmenfrist und damit den Erwerb einer Anwartschaft verneint.

Die Beurteilung der Arbeitnehmereigenschaft des KlÃ¤gers kann allerdings
zunÃ¤chst nicht allein bereits auf seine Rechtsstellung als GF der Sch â�¦ D â�¦
GmbH gegrÃ¼ndet werden. Zwar ist grundsÃ¤tzlich eine Weisungsgebundenheit
und somit AbhÃ¤ngigkeit gegenÃ¼ber der Gesellschaft bzw. den anderen
Gesellschaftern dann zu verneinen, wenn der GF aufgrund einer
Mehrheitsbeteiligung am Stammkapital oder wenigstens aufgrund des Besitzes
einer so genannten SperrminoritÃ¤t maÃ�geblichen Einfluss auf die Gesellschaft
ausÃ¼ben und somit ihm nicht genehme Weisungen vermeiden kann. Der â��
allein schon â�� kraft seiner Gesellschafterrechte die fÃ¼r den Arbeitnehmerstatus
typische WeisungsabhÃ¤ngigkeit von einem Arbeitgeber vermeiden kann, kann
grundsÃ¤tzlich nicht Arbeitnehmer der Gesellschaft sein. Diese Situation betraf hier
den Zeitraum vom 01.11.1994 bis zum 31.12.1995. Aufgrund der Vereinbarung vom
25.10.1994, mit der von der Treuhandanstalt ein Verzicht auf die aufschiebende
Bedingung hinsichtlich des Ã�bergangs der GeschÃ¤ftsanteile der Gesellschaft
erklÃ¤rt wurde, waren nunmehr sowohl der KlÃ¤ger als auch S. D. Gesellschafter
und als solche zu je 50 % am Stammkapital beteiligt. Der KlÃ¤ger unterlag daher in
dieser Zeit schon allein kraft seiner Gesellschafterrechte keiner fÃ¼r einen
Arbeitnehmer typischen WeisungsabhÃ¤ngigkeit.

Bis zum 30.10.1994 hatte jedoch aufgrund der im Kauf- und Abtretungsvertrag vom
16.01.1992 vereinbarten aufschiebenden Bedingung betreffend Ã�bergang der
GeschÃ¤ftsanteile die rechtliche Stellung der Gesellschafterin noch die
Treuhandanstalt. Zumindest rechtlich war der KlÃ¤ger "nur" GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer i. R.
verschiedener AnstellungsvertrÃ¤ge. Allein aufgrund dieser Organstellung als GF
der GmbH kann allerdings eine AbhÃ¤ngigkeit des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber der
Gesellschaft bzw. den Gesellschaftern nicht bereits verneint werden. Selbst wenn
ein GF als solcher gegenÃ¼ber Arbeitnehmern der GmbH Arbeitgeberfunktion
ausÃ¼bt, ist damit nicht ausgeschlossen, dass er als GF gegenÃ¼ber einem
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Arbeitgeber weisungsabhÃ¤ngig ist und damit bei diesem als Arbeitnehmer
beschÃ¤ftigt sein kann (vgl. BSG SozR 3-4100 Â§ 168 Nr. 18 m. w. N.). Bei der
Beurteilung des Vorliegens einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung als Arbeitnehmer
kann unter BerÃ¼cksichtigung der dargestellten GrundsÃ¤tze aber dann nicht
entscheidend auf die Tatsache der fehlenden Beteiligung am Stammkapital der
Gesellschaft abgestellt werden, wenn der GF aufgrund der fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit
maÃ�geblichen (vertraglichen) Vereinbarungen und der tatsÃ¤chlichen
Ausgestaltung seines VerhÃ¤ltnisses zu dem/den Gesellschafter(n) in der Lage ist,
die GF-TÃ¤tigkeit im Wesentlichen frei und nicht beschrÃ¤nkt durch Weisungen der
Gesellschaft bzw. Gesellschafter auszuÃ¼ben. Das bedeutet, dass bei einer
entsprechenden tatsÃ¤chlichen Ausgestaltung des VerhÃ¤ltnisses zwischen GF und
Gesellschaft selbst ohne eine Kapitalbeteiligung diese TÃ¤tigkeit in Form einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit folgen kann und damit die Arbeitnehmereigenschaft im
Sinne des AFG verneint werden muss (vgl. so bereits BSG vom 08.12.1987 â�� 7
RaR 25/86 sowie BSG vom 14.12.1999 â�� B 2U 48/98R â�� jeweils m. w. N.).

Als vertragliche Grundlage fÃ¼r die GF-TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r die GmbH im
maÃ�geblichen Zeitraum ist der Anstellungsvertrag vom 28.05.1993 heranzuziehen.
Im Gegensatz zu den vorangegangenen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer- bzw.
AnstellungsvertrÃ¤gen kommt dieser Vertrag â�� entsprechend den formulierten
Rechten und Pflichten â�� eher einer freien Gestaltung der TÃ¤tigkeit nahe. Unter
Â§ 1 Nr. 4 werden ausdrÃ¼cklich keine einwilligungsbedÃ¼rftigen GeschÃ¤fte
benannt. Nach Nr. 5 war der KlÃ¤ger von den BeschrÃ¤nkungen des
Selbstkontrahierungsverbotes des Â§ 181 BGB befreit. Nach Nr. 6 hatte er zwar eine
Wochenarbeitszeit von 40 Std., war aber an bestimmte Arbeitszeiten nicht
gebunden. Vereinbart war ein Monatsgehalt in HÃ¶he von 7.000,00 DM. Als
Nebenleistung wurde ihm ein Dienstwagen gestellt, der auch zu Privatfahrten
genutzt werden konnte. Arbeitnehmertypisch ist demgegenÃ¼ber lediglich die
unter Â§ 4 Nr. 2 vereinbarte Ã�bernahme der "Arbeitgeberanteile" auch bei
freiwilliger Sozialversicherung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers sowie die im
ErgÃ¤nzungsvertrag vom 04.01.1994 in Â§ 4 Nr. 1 vereinbarte Gehaltsfortzahlung
im Krankheitsfall fÃ¼r die Dauer von sechs Wochen. Wesentliches Indiz ist hier
Ã¼berdies, dass dieser Vertrag nach den Feststellungen des Senats nicht etwa von
der Treuhandanstalt vorgegeben, sondern von dem KlÃ¤ger selber und S. D.
ausgearbeitet wurde. Somit bestand bereits hinsichtlich der vertraglichen
Grundlage der TÃ¤tigkeit kein AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis.

Dem steht auch nicht entgegen, dass der KlÃ¤ger, wie er selber geschildert hat, mit
S. D. seinen Urlaub und die Arbeitszeit abstimmen musste, also Ã¼ber diese Dinge
nicht vÃ¶llig frei entscheiden konnte. Dies ergab sich bereits aus der im
Betriebsinteresse liegenden tatsÃ¤chlichen Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit
dem Gesellschaftspartner und wurde ebenfalls nicht von der Treuhandanstalt
bestimmt. Eine selbststÃ¤ndige BeschÃ¤ftigung bedeutet nicht Freiheit von
jeglichen Bindungen.

Auch nach der sonstigen, tatsÃ¤chlichen Gestaltung der VerhÃ¤ltnisse zwischen
dem KlÃ¤ger und der Treuhandanstalt kann nach Auffassung des Senats nicht von
einer Unterordnung des KlÃ¤gers unter das Weisungsrecht der Treuhandanstalt in
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Bezug auf Zeit, Dauer und Ort der ArbeitsausfÃ¼hrung ausgegangen werden. FÃ¼r
die Annahme eines solchen, die abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung prÃ¤genden Merkmale
der Weisungsgebundenheit genÃ¼gt es nicht, dass die Treuhandanstalt in
Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemÃ¤Ã� Â§ 8 Treuhandgesetz, die Einhaltung der
Vertragsbestimmungen des Kauf- und Abtretungsvertrages kontrollierte und
Ã¼berwachte. Auch wenn insbesondere bei Diensten hÃ¶herer Art das
Weisungsrecht in der Praxis eng begrenzt sein kann, setzt die Unterordnung unter
das Weisungsrecht des Arbeitgebers in Bezug auf Zeit, Dauer und Ort der
ArbeitsausfÃ¼hrung voraus, dass die TÃ¤tigkeit eine fremdbestimmte
Dienstleistung bleibt, sie also jedenfalls in einer nicht vom GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
selbst vorgegebenen Ordnung des Betriebes erbracht werden kann. Es genÃ¼gt
also nicht, dass der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Ã¼berhaupt an Anweisungen irgendwelcher
Art seitens der Gesellschaft gebunden ist. Auch wer sich im Rahmen einer
selbstÃ¤ndigen GewerbetÃ¤tigkeit zu einer entgeltlichen GeschÃ¤ftsbesorgung
vertraglich verpflichtet, muss grundsÃ¤tzlich Weisungen des Auftraggebers
befolgen, ohne dadurch zu dessen Arbeitnehmer zu werden. Daraus folgt, dass ein
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der lediglich bezÃ¼glich konkreter, wesentlicher GeschÃ¤fte in
seiner Entscheidungsfreiheit durch unmittelbare Weisungsgebundenheit
beschrÃ¤nkt ist, darÃ¼ber hinaus jedoch keinem fÃ¼r die persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit ausschlaggebenden Direktionsrecht der Gesellschaft in Bezug auf
seine GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit unterworfen ist, keine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung ausÃ¼bt (vgl. dazu BSG vom 08.12.1987 â�� 7 RAr 25/86 -). Eine
solche Sachverhaltsgestaltung lag nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme hier
vor. Entscheidend fÃ¼r diese Wertung der Sachlage durch den Senat waren im
Wesentlichen die glaubwÃ¼rdigen Zeugen DÃ¼bler und F â�¦ Auch wenn es im
Zuge des Ausscheidens des KlÃ¤gers aus der Gesellschaft zu Auseinandersetzungen
zwischen diesem und dem Zeugen S. D. gekommen war, so machte dieser dennoch
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung aufgrund seiner ungekÃ¼nstelten und natÃ¼rlich
gemachten Aussage auf den Senat einen Ã¼berzeugenden Eindruck. Dies gilt
ebenfalls fÃ¼r die Zeugin F â�¦, die, als ehemalige Vertragsmanagerin der
Treuhandanstalt, den KlÃ¤ger gar nicht persÃ¶nlich kannte und daher nur
allgemeine AusfÃ¼hrungen zur Art und Weise der TÃ¤tigkeit der Treuhandanstalt
machte. Im Ã�brigen hat bereits der KlÃ¤ger selber einen wesentlichen
Anhaltspunkt fÃ¼r diese Beurteilung gegeben, denn im Rahmen des
ErÃ¶rterungstermins vor dem SG hat er erklÃ¤rt, die unmittelbare
GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit sei unabhÃ¤ngig von der Treuhandanstalt in eigener
Verantwortung durchgefÃ¼hrt worden. Dies ist durch die glaubhaften Aussagen der
Zeugen bestÃ¤tigt worden. Danach lag die unternehmerische Leitung des Betriebes
hinsichtlich AuftrÃ¤gen, KnÃ¼pfung von GeschÃ¤ftsverbindungen, Abschluss von
MietvertrÃ¤gen etc. bei dem KlÃ¤ger sowie S. D. Auch bezÃ¼glich der Entlassung
von Arbeitnehmern bestand keine Bindung i.S. einer GenehmigungsbedÃ¼rftigkeit
gegenÃ¼ber der Treuhandanstalt. Diese musste lediglich aufgrund der im Kauf- und
Abtretungsvertrag vom 31.01.1992 enthaltenen Regelung darÃ¼ber informiert
werden, da die Reduzierung der ArbeitskrÃ¤fte eine Vertragsstrafe auslÃ¶sen
konnte. UnabhÃ¤ngig davon haben der KlÃ¤ger und S. D. entsprechend ihrer
Beurteilung der Betriebssituation eigenstÃ¤ndig Entlassungen vorgenommen. Im
Ã�brigen war die Schaffung von ArbeitsplÃ¤tzen, die hiermit erreicht werden sollte,
allgemein ein Gesichtspunkt in den VertrÃ¤gen zwischen der Treuhandanstalt und
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den privatisierten Betrieben. Dies war daher keinesfalls ein Umstand, der speziell
auf die Sch â�¦ GmbH Dresden ausgerichtet war. Auch die Ã�berwachung und
Kontrolle dieser Vereinbarungen war â�� wie die Zeugin F â�¦ Ã¼berzeugend
dargestellt hat â�� eine generelle TÃ¤tigkeit der Treuhandanstalt innerhalb ihrer in
Â§ 8 Treuhandgesetz definierten Aufgaben. Lediglich dem Ziel der Sicherung der
Effizienz und WettbewerbsfÃ¤higkeit der Unternehmen (Â§ 8 Abs. 1 zweiter
Spiegelstrich Treuhandgesetz), diente auch die GarantieÃ¼bernahme der KÃ¤ufer
fÃ¼r Investitionen in das AnlagevermÃ¶gen, Â§ 5 Abs. 2 des Kauf- und
Abtretungsvertrages. Die TÃ¤tigkeit der Treuhandanstalt bezog sich daher â�� wie
in allen privatisierten Betrieben â�� darauf, die Verpflichtungen des Kaufvertrages
einzufordern. Dies hat der Zeuge S. D. plastisch ausgedrÃ¼ckt: "Die
Treuhandanstalt hatte nur Eines im Sinn, ihre Vertragsbedingungen durchzusetzen,
â�¦" Eine weitergehende Einflussnahme auf die Betriebspolitik durch konkrete
Weisungen fÃ¼r die GF erfolgte nicht. Zudem wurde dies auch darin deutlich, dass
sich durch den Verzicht auf die aufschiebende Bedingung im Rahmen der
Vereinbarung vom 25.10.1994 keine tatsÃ¤chliche Ã�nderung in den Beziehungen
zwischen der Treuhandanstalt und den KÃ¤ufern des Betriebes, speziell dem
KlÃ¤ger, ergab. Dies machten sowohl der KlÃ¤ger selber als auch der Zeuge S. D.
â�� aus der Sicht der KÃ¤ufer deutlich. Entsprechend fÃ¼hrte die Zeugin F â�¦ aus,
dass die Kontrolle der Einhaltung der Vertragsbedingungen unabhÃ¤ngig von dem
genauen Zeitpunkt der Kaufpreiszahlung folgte. Die Einhaltung dieser Bedingungen
seien eine hiervon getrennte Angelegenheit gewesen. Entgegen der Auffassung des
SG war es daher nicht so, dass die im Kauf- und Abtretungsvertrag vereinbarte
aufschiebende Bedingung hinsichtlich der Ã�bertragung der Gesellschaftsanteile
gerade zu einem Mehr an AbhÃ¤ngigkeit bzw. unternehmerischer
Weisungsgebundenheit gegenÃ¼ber der Treuhandanstalt fÃ¼hrte. Ihre Aufgaben
und Interessen waren vielmehr durchgÃ¤ngig lediglich auf die Sicherung der
Privatisierung und nicht auf die unternehmerische Gestaltung im Einzelnen
ausgerichtet.

Â§ 8 Abs. 5 Satz 2 des Kauf- und Abtretungsvertrages, wonach der KÃ¤ufer nicht
berechtigt ist, das Stammkapital fÃ¼r die Gesellschaft in einer HÃ¶he festzusetzen,
welche Einzahlungsverpflichtungen des VerkÃ¤ufers zur Folge haben kÃ¶nnte, ist
hierbei im Gesamtzusammenhang des Â§ 8 zu verstehen. Aus den AbsÃ¤tzen 1 bis
4 wird deutlich, dass sich diese Bestimmung auf eine etwaige Unwirksamkeit des
Vertrages (ganz oder teilweise) oder eine Unwirksamkeit der
GesellschaftsgrÃ¼ndung bzw. des Ã�berganges von VermÃ¶gensteilen des VEB
bezieht. Eine solche Situation hatte sich hier jedoch gar nicht ergeben.

Da somit aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung der festgestellten vertraglichen
Regelungen und der tatsÃ¤chlichen Ausgestaltung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit
von einer weisungsabhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung als Arbeitnehmer innerhalb der
Rahmenfrist â�� zumindest bis zur notariellen Beurkundung der
GeschÃ¤ftsanteilsÃ¼bertragung am 19.04.1996 â�� nicht ausgegangen werden
konnte, lagen die Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Alg nicht
vor. Die Leistungsablehnung durch die Beklagte war deshalb nicht rechtswidrig. Die
Berufung der Beklagten hatte daher Erfolg.

                            12 / 13



 

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht unter BerÃ¼cksichtigung des
Verfahrensausganges auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gem. Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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